
Aktenzeichen: 6 AZR 43/02 
Bundesarbeitsgericht 6. Senat

I. Arbeitsgericht 
Mannheim Kammer Heidelberg

II. Landesarbeitsgericht 
Baden-Württemberg (Mannheim)

Urteil vom 8. Mai 2003
- 6 AZR 43/02 -

Teilurteil vom 13. Dezember 2000
- 8 Ca 447/00 -

Urteil vom 14. August 2001 
-1 4  Sa 12/01 -

Für die Amtliche Sammlung: Ja

Entscheidungsstichwort:

Beihilfeanspruch freiwillig Versicherter

Gesetze:

BGB §315,  § 317  Abs. 1, § 31 9  Abs. 1; S G B V  § 13 Abs. 2, §257;  TVG  
§ 4  Abs. 5; BAT § 4 0  Satz l ;  Tarifvertrag vom 26. Mai 1964 über die 
Gewährung von Beihilfe an Angestellte, Lehrlinge und Anlernlinge des 
Landes Baden-Württemberg (GABI. S. 528) § § 1 , 3

Leitsatz:

War der Arbeitgeber berechtigt, die Gewährung von Beihilfe nach § 315 
BGB zu regeln, bedarf eine Neubestimmung der Beihilfeleistungen für 
laufende Arbeitsverhältnisse einer Änderung der tatsächlichen oder 
rechtlichen Verhältnisse der ursprünglichen Leistungsbestimmung.
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BUNDESARBEITSGERICHT

6 AZR 43/02 
14 Sa 12/01 
Landesarbeitsgericht 
Baden-Württemberg

Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
8. Mai 2003

URTEIL
Kaufhold, Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle

In Sachen

Kläger, Berufungsbeklagter und Revisionskläger,

pp.

Beklagter, Berufungskläger und Revisionsbeklagter,

hat der Sechste Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der mündlichen Verhand­

lung vom 8. Mai 2003 durch die Vorsitzende Richterin am Bundesarbeitsgericht 

Schmidt, die Richter am Bundesarbeitsgericht Dr. Armbrüster und Dr. Brühler sowie die 

ehrenamtlichen Richter Hinsch und Zuchold für Recht erkannt:

1. Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landesar­
beitsgerichts Baden-Württemberg - Kammern Mannheim - 
vom 14. August 2001 -1 4  Sa 12/01 - wird zurückgewiesen.
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2. Der Kläger hat die Kosten der Revision zu tragen.

Von Rechts wegen!

Tatbestand

Die Parteien streiten über Beihilfeansprüche.

Der Kläger ist seit 1971 bei dem Beklagten als Landestrainer beschäftigt. Er 

ist in einer Ersatzkasse freiwillig krankenversichert. Hierfür erhält er vom Beklagten den 

gesetzlichen Beitragszuschuß nach § 257 SGB V. Nach § 7 Abs. 2 des Dienstvertrags 

vom 31. Dezember 1984 gewährt der Beklagte Beihilfen bei Geburts-, Krankheits- und 

Todesfällen sowie Unterstützung in entsprechender Anwendung des § 40 BAT. In § 40 

Satz 1 BAT heißt es:

„Für die Gewährung von Beihilfen in Krankheits-, Geburts- und 
Todesfällen sowie von Unterstützungen werden die bei dem Ar­
beitgeber jeweils geltenden Bestimmungen angewendet.“

Danach erbringt der Beklagte Beihilfeleistungen nach den für die Angestellten 

des Landes Baden-Württemberg geltenden Bestimmungen. Im Tarifvertrag vom 26. 

Mai 1964 (GABI. 1964, S. 528) über die Gewährung von Beihilfen an Angestellte, Lehr­

linge und Anlernlinge des Landes Baden-Württemberg (Bh-TV) ist geregelt:

„§1
Angestellte, Lehrlinge und Anlernlinge erhalten in Krankheits-,
Geburts- und Todesfällen Beihilfen in sinngemäßer Anwendung 
der für die Beamten des Landes Baden-Württemberg jeweils 
geltenden Beihilfevorschriften, soweit sie für im Dienst befindli­
che Beamte vorgesehen sind und im folgenden nicht Abwei­
chungen bestimmt sind.

§ 3

(1) Pflichtversicherte in der gesetzlichen Krankenversiche­
rung sind ausschließlich auf die ihnen zustehenden 
Sachleistungen angewiesen. Aufwendungen, die dadurch 
entstanden sind, daß der Pflichtversicherte diese Leistun­
gen nicht in Anspruch nimmt oder sich anstelle einer 
möglichen Sachleistung eine Barleistung gewähren läßt, 
sind nicht beihilfefähig.
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Lediglich in den Fällen, in denen die Krankenversiche­
rungsträger nur einen Zuschuß leisten, sind die geltend 
gemachten Aufwendungen im Rahmen der BeihV beihil­
fefähig. Die beihilfefähigen Aufwendungen werden um 
den Zuschuß gekürzt.

Der Bh-TV wurde zum 30. September 1970 gekündigt; eine anderweitige tarif­

liche Abmachung unterblieb. Das Finanzministerium des Landes Baden-Württemberg 

stellte in einem Rundschreiben vom 4. März 1971 (GABI. 1971, S. 327) zur Anwen­

dung des Bh-TV fest, daß die nicht pflichtversicherten Angestellten wegen ihres seit 

dem 1. Januar 1971 gesetzlich geregelten Anspruchs auf einen Beitragszuschuß zur 

freiwilligen Krankenversicherung bei der weiteren Anwendung der Vorschriften des 

gekündigten Bh-TV grundsätzlich wie die pflichtversicherten Angestellten zu behandeln 

sind. Im Hinblick auf ihre bisherige Rechtsstellung blieben jedoch noch solche Aufwen­

dungen beihilfefähig, soweit sie über die dem Angestellten zustehenden Leistungen 

aus der freiwilligen Krankenversicherung hinausgingen.

Nach dem Inkrafttreten des Zweiten Gesetzes zur Neuordnung von Selbst­

verwaltung und Eigenverantwortung in der gesetzlichen Krankenversicherung vom 

23. Juni 1997 (2. GKV-Neuordnungsgesetz - 2. GKV-NOK, BGBl. I S. 1520) zum 1. Juli 

1997 wurden durch Bekanntmachung des Finanzministeriums des Landes Baden- 

Württemberg vom 4. September 1997 (GABI. 1997, S. 553) neue Hinweise zur Durch­

führung des Bh-TV veröffentlicht. Danach wird freiwillig in der gesetzlichen Kranken­

versicherung versicherten Angestellten, die einen Beitragszuschuß nach § 257 SGB V  

erhalten, für die nach November 1997 entstandenen Aufwendungen nur noch Beihilfe 

wie pflichtversicherten Angestellten gewährt.

Der Hausarzt des Klägers ist nicht als Vertragsarzt zur kassenärztlichen Ver­

sorgung zugelassen. Nach Maßgabe des Rundschreibens vom 4. März 1971 erhielt 

der Kläger zunächst Beihilfe zu den Kosten, die ihm wegen der Inanspruchnahme die­

ses Arztes entstanden. Für die ab Dezember 1997 entstandenen Aufwendungen wird 

nur noch Beihilfe wie einem pflichtversicherten Angestellten des Landes Baden- 

Württemberg gezahlt. Diese erhalten die Kosten der Inanspruchnahme eines nicht zur 

kassenärztlichen Versorgung zugelassenen Arztes nicht ersetzt. Demzufolge verwei­

gerte der Beklagte Beihilfeleistungen für die nach November 1997 entstandenen haus­

ärztlichen Aufwendungen.
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Der Kläger hat gemeint, der Beklagte habe ihm nach den für die Beamten des 

Landes Baden-Württemberg geltenden Bestimmungen Beihilfe zu gewähren. Seine 

Gleichstellung mit einem pflichtversicherten Angestellten widerspreche billigem Ermes­

sen. Die Neuregelung der Beihilfe mißachte seinen Anspruch auf freie Arztwahl.

Der Kläger hat - soweit für das Revisionsverfahren von Bedeutung - beantragt,

den Beklagten zu verurteilen, an ihn 1.250,14 Euro (2.445,07 
DM) nebst Zinsen in Höhe von 5 % über dem Basiszinssatz 
nach § 1 DÜG seit dem 22. Februar 2000 zu zahlen.

Der Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen.

Das Arbeitsgericht hat der Klage in Höhe eines Betrages von 2.445,07 DM 

durch Teilurteil stattgegeben. Das Landesarbeitsgericht hat die Klage insoweit abge­

wiesen. Mit der Revision erstrebt der Kläger die Wiederherstellung der erstinstanzli­

chen Entscheidung. Der Beklagte beantragt, die Revision des Klägers zurückzuweisen.

Entscheidungsgründe

Die Revision des Klägers hat keinen Erfolg. Das Landesarbeitsgericht hat die 

Klage zu Recht abgewiesen. Der Beklagte ist nicht verpflichtet, dem Kläger für die 

nach November 1997 entstandenen Aufwendungen Beihilfe zu gewähren.

I. Der Anspruch ergibt sich nicht aus § 7 Abs. 2 des Dienstvertrags iVm. § 40 

Satz 1 BAT und der Beihilfeverordnung, die für die Beamten des Landes Baden- 

Württemberg gilt.

1. Die arbeitsvertragliche Abrede nimmt auf die für die Beamten geltende Beihil­

feverordnung nicht Bezug. Sie regelt, daß der Beklagte Beihilfe in entsprechender An­

wendung von § 40 BAT zu gewähren hat. Damit sind für die Gewährung von Beihilfen 

„die bei dem Arbeitgeber jeweils geltenden Bestimmungen“ vereinbart. Beim Beklagten 

selbst bestehen keine besonderen Beihilfevorschriften. Mit der Bezugnahme auf § 40 

BAT haben die Parteien hinsichtlich der Beihilfeleistungen eine Gleichstellung des Klä­

gers mit einem beim Land Baden-Württemberg beschäftigten Angestellten vereinbart. 

Der Kläger sollte im Vergleich zu einem solchen Angestellten bei den Beihilfeleistun­

gen weder besser, noch schlechter gestellt werden. Dementsprechend hat der Be-
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klagte dem Kläger auch gemäß den für die Angestellten des Landes Baden- 

Württemberg geltenden Bestimmungen Beihilfe gewährt.

2. Für die Angestellten des Landes Baden-Württemberg verweist § 40 Satz 1 

BAT nicht auf die jeweils für die Beamten des Landes Baden-Württemberg geltenden 

Beihilfeverordnungen. Die Tarifvorschrift bezieht sich als reine Verweisungsnorm nur 

auf bereits vorhandene Beihilferegelungen des tarifgebundenen Arbeitgebers. Sie er­

greift dagegen nicht gleichzeitig auch die für die Beamten geltenden Beihilfebestim­

mungen und die beamtenrechtlichen Grundvorschriften, aus denen das Beihilferecht 

als Konkretisierung der Fürsorgepflicht des öffentlich-rechtlichen Dienstherrn gegen­

über seinen Beamten abgeleitet wird (st. Rspr., vgl. BAG 25. Oktober 2001 -6 A Z R  

560/00 - EzBAT BAT § 40 Nr. 20, zu 1 der Gründe; 15. Juli 1993 - 6 AZR 401/92 - ZTR 

1993, 509, zu I1 1 der Gründe; 18. Januar 1983 - 3 AZR 520/80 - AP BAT § 40 Nr. 2).

II. Der Kläger kann seinen Anspruch nicht auf § 40 Satz 1 BAT iVm. § 1 Bh-TV 

stützen.

1. Der Bh-TV wurde zum 30. September 1970 gekündigt. Das Arbeitsverhältnis 

der Parteien wurde erstmals im September 1971 und damit im Nachwirkungszeitraum 

(§ 4 Abs. 5 TVG) begründet. Dies schließt zwar eine Geltung der Vorschriften des Ta­

rifvertrags noch nicht aus. Für den Begriff der „geltenden Bestimmung“ iSd. § 40 Satz 1 

BAT ist nicht die Rechtsqualität der Vorschriften entscheidend, auf die verwiesen wird, 

sondern allein ihre rechtliche Geltung. Diese kann auch durch eine tatsächliche An­

wendung begründet werden. Auch ein gekündigter Tarifvertrag kann damit „geltende 

Bestimmung“ iSd. § 40 Satz 1 BAT sein. Voraussetzung ist, daß der Arbeitgeber ihn 

auf alle Arbeitsverhältnisse unabhängig davon anwendet, ob diese vor oder nach Ab­

lauf des Tarifvertrags abgeschlossen wurden (BAG 25. Oktober 2001 - 6 AZR 560/00 - 

aaO, zu I I 2  a der Gründe; 27. Juli 1995 - 6  AZR 129/95- AP BAT § 4 0  Nr. 11; 

5. November 1992 - 6 AZR 311/91 - BAGE 71, 320, 324). Daran fehlt es.

2. Wegen der in § 7 Abs. 2 des Dienstvertrags vereinbarten Gleichstellung des 

Klägers mit einem im Landesdienst beschäftigten Angestellten kommt es für die weite­

re Anwendung des Bh-TV auf die Handhabung des Landes Baden-Württemberg an. 

Dieses hat nach der Kündigung des Tarifvertrags zum 30. September 1970 und der 

zum 1. Januar 1971 eingeführten Beteiligung des Arbeitgebers an den Beiträgen der 

freiwillig in der gesetzlichen Krankenkasse versicherten Angestellten die Vorschriften 

des Bh-TV nur eingeschränkt weiter angewandt. Im Rundschreiben des Finanzministe-
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riums vom 4. März 1971 hat es festgestellt, daß die nunmehr zuschußberechtigten 

nicht pflichtversicherten Angestellten grundsätzlich wie die pflichtversicherten Ange­

stellten zu behandeln sind. Im Hinblick auf ihre bisherige Rechtsstellung hat es die 

freiwillig versicherten den pflichtversicherten Angestellten bei der Beihilfegewährung 

allerdings noch nicht völlig gleichgestellt. Es hat ihnen im Unterschied zu den pflicht­

versicherten Angestellten im Rahmen einer nach § 3 1 5  BGB getroffenen einseitigen 

Leistungsbestimmung auch nach dem Auslaufen des Tarifvertrags noch insoweit Bei­

hilfe gewährt, als ihre Aufwendungen über die ihnen zustehenden Leistungen aus der 

freiwilligen Krankenversicherung hinausgegangen sind. Dem hat sich der Beklagte 

angeschlossen.

3. An die unterschiedliche Behandlung der freiwillig und der pflichtversicherten 

Angestellten war das Land Baden-Württemberg und damit auch der Beklagte nach 

dem Inkrafttreten des 2. GKV-Neuordnungsgesetzes vom 23. Juni 1997 zum I .Jul i  

1997 nicht mehr gebunden.

a) Eine einseitige Leistungsbestimmung nach § 31 5  BGB zur Gewährung von 

Beihilfe ist grundsätzlich unwiderruflich (BAG 11. März 1981 -4 A Z R  1070/79- BAGE 

35, 141, 148 mwN). Ändern sich allerdings die tatsächlichen oder rechtlichen Voraus­

setzungen der ursprünglich der Billigkeit entsprechenden Leistungsbestimmung des 

Arbeitgebers, kann diese nachträglich untauglich oder unbillig werden. Eine Änderung 

der Leistungsbestimmung oder Neubestimmung der Leistung kann daher aus Gründen 

der Billigkeit wegen Veränderung der tatsächlichen oder rechtlichen Voraussetzungen 

gestattet oder sogar geboten sein (BAG 11. März 1981 - 4 AZR 1070/79 - aaO mwN).

b) Eine solche Änderung der rechtlichen Voraussetzungen der im Rundschreiben 

vom 4. März 1971 getroffenen Leistungsbestimmung liegt vor. Die im 2. GKV- 

Neuordnungsgesetz vom 23. Juni 1997 erfolgte Gleichstellung der Mitglieder der ge­

setzlichen Krankenkasse rechtfertigt die in der Bekanntmachung des Finanzministeri­

ums vom 4. September 1997 erfolgte Neuregelung der Beihilfe für freiwillig versicherte 

Angestellte. Nach der zum 1. Juli 1997 erfolgten Neufassung des § 13 Abs. 2 SGB V  

durch Art. 1 Nr. 1 des 2. GKV-NOG konnten auch Pflichtversicherte anstelle der Sach- 

oder Dienstleistung Kostenerstattung für Leistungen wählen. Damit ist eine wesentliche 

Voraussetzung für die unterschiedlichen Beihilfeleistungen entfallen.
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4. Die Neuregelung der Beihilfe in der Bekanntmachung des Finanzministeriums 

vom 4. September 1997 für freiwillig versicherte Angestellte wahrt die Grenzen billigen 

Ermessens (§ 315 Abs. 3 BGB).

a) Zu Recht hat das Landesarbeitsgericht erkannt, daß diese Leistungsbestim­

mung daraufhin zu überprüfen ist, ob sie gemäß § 315 Abs. 3 Satz 1 BGB der Billigkeit 

entspricht. Zwar ist die Änderung der Beihilferegelung nicht durch den Beklagten 

selbst, sondern das Land Baden-Württemberg erfolgt. Entgegen der Auffassung des 

Beklagten ist dieses jedoch nicht Dritter iSd. der Auslegungsregel des § 317 Abs. 1 

BGB. Wegen der in § 7 Abs. 2 des Dienstvertrags getroffenen Abrede ist der Kläger 

bezüglich der Gewährung von Beihilfe einem Angestellten des Landes Baden- 

Württemberg gleichgestellt. Dies schließt unterschiedliche Prüfungsmaßstäbe aus. Die 

Verbindlichkeit der Neuregelung ist bei einem im Landesdienst tätigen Angestellten am 

Maßstab des § 315 Abs. 3 Satz 1 BGB zu messen. Sie ist nicht nach § 319 Abs. 1 

BGB daraufhin zu überprüfen, ob sie offenbar unbillig ist, also in grober Weise gegen 

Treu und Glauben verstößt und sich dies bei unbefangener sachkundiger Prüfung auch 

aufdrängt (vgl. BAG 19. Februar 2003 - 4AZR 157/02-, zu 12 c bb (1) der Gründe). 

Das gilt wegen der vertraglichen Gleichstellungsabrede auch für den Kläger.

b) Eine Leistungsbestimmung entspricht billigem Ermessen, wenn die wesentli­

chen Umstände des Falles abgewogen und die beiderseitigen Interessen angemessen 

berücksichtigt worden sind (st. Rspr., vgl. BAG 25. Oktober 1989 -2 A Z R  633/88 - AP 

BGB §611 Direktionsrecht Nr. 36 = EzA KSchG § 1 Verhaltensbedingte Kündigung 

Nr. 30, zu II 2  b aa der Gründe; 7. Dezember 2000 - 6 AZR 444/99 - AP BGB §611 

Direktionsrecht Nr. 61 = EzA BGB §611 Direktionsrecht Nr. 23, zu IV  1 der Gründe). 

Ob dies der Fall ist, unterliegt der gerichtlichen Kontrolle (§ 315 Abs. 3 Satz 2 BGB) 

und ist in der Revisionsinstanz uneingeschränkt überprüfbar (BAG 25. Oktober 1989 

- 2  AZR 633/88 - aaO; 24. April 1996 - 5 AZR 1031/94 - AP BGB § 611 Direktionsrecht 

Nr. 48 = EzA BGB §611 Direktionsrecht Nr. 18, zu 1 der Gründe; 7. Dezember 2000 

- 6  AZR 444/99-aaO).

c) Zu Recht hat das Landesarbeitsgericht erkannt, daß das Interesse des Lan­

des Baden-Württemberg schutzwürdig ist, bei der Gewährung von Beihilfe nicht gegen 

den arbeitsrechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatz zu verstoßen. Ein solcher Verstoß 

auf Grund einer sachfremden Schlechterstellung der pflichtversicherten gegenüber den 

freiwillig versicherten Angestellten könnte dazu führen, daß die benachteiligten Pflicht-
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versicherten mit Erfolg die den freiwillig versicherten Angestellten gewährten Beihilfe­

leistungen geltend machen (vgl. BAG 21. Januar 2003 - 9AZR 4 /02- zur Veröffentli­

chung vorgesehen <zVv.>, zu I I 3 b der Gründe). Das Land Baden-Württemberg würde 

dadurch mit zusätzlichen Kosten belastet.

aa) Ohne die erfolgte Gleichstellung beider Angestelltengruppen bestand die kon­

krete Gefahr einer solchen Kostenbelastung. Der arbeitsrechtliche Gleichbehandlungs­

grundsatz verbietet nicht nur die sachfremde Schlechterstellung einzelner Arbeitneh­

mer gegenüber anderen Arbeitnehmern in vergleichbarer Lage, sondern auch die 

sachfremde Differenzierung zwischen Arbeitnehmern einer bestimmten Ordnung. Un­

zulässig ist deshalb auch eine sachfremde Gruppenbildung. Eine Differenzierung ist 

dabei sachfremd, wenn es für die unterschiedliche Behandlung keine billigenswerten 

Gründe gibt, wenn also für eine am Gleichheitsgedanken orientierte Betrachtungsweise 

die Regelung als willkürlich anzusehen ist (vgl. BVerfG 15. Oktober 1985 - 2  BvL 4/83 - 

BVerfGE 71, 39, 58). Im Bereich der Vergütung, zu der auch die Beihilfe gehört (BAG 

19. Februar 1998 - 6AZR 460/96- BAGE 88, 92, 97), findet der Gleichbehandlungs­

grundsatz zwar nur eingeschränkt Anwendung, weil der Grundsatz der Vertragsfreiheit 

Vorrang hat. Die gilt aber nur für individuell vereinbarte Löhne und Gehälter. Das Ge­

bot der Gleichbehandlung greift immer dann ein, wenn der Arbeitgeber Leistungen 

nach einem erkennbar generalisierenden Prinzip auf Grund einer abstrakten Regelung 

gewährt. Von einer solchen Regelung darf er Arbeitnehmer nur aus sachlichen Grün­

den ausschließen (st. Rspr., vgl. BAG 21. Januar 2003 - 9 A Z R  4/02 - zVv., zu I I 3 b 

der Gründe; 25. Oktober 2001 - 6 AZR 560/00 - aaO, zu I I 2  b der Gründe; 26. Oktober 

1995 - 6 AZR 125/95- BAGE 81, 207, 210 t;  20. März 1997 - 6 AZR 453/96- ZTR 

1997, 568; 23. August 1995 - 5  AZR 293/94- BAGE 80, 354, 359 f.; 28. Juli 1992 

- 3 AZR 173/92 - BAGE 71, 29, 37).

bb) Ob für die unterschiedlichen Beihilfeleistungen nach altem Recht nach der 

zum 1. Januar 1971 eingeführten Beteiligung der Arbeitgeber an den Krankenversiche­

rungsbeiträgen der freiwillig versicherten Angestellten noch billigenswerte Gründe Vor­

lagen, bedarf ebenso wie im Urteil des Senats vom 1. August 1991 (- 6 AZR 541/88 - 

AP BAT § 40 Nr. 4, zu III 4 der Gründe) keiner Entscheidung. Jedenfalls lag nach der 

durch das 2. GKV-Neuordnungsgesetz vom 23. Juni 1997 auch den pflichtversicherten 

Angestellten ermöglichten Wahl der Kostenerstattung eine unzulässige Schlechter­

stellung der Gruppe der pflichtversicherten Angestellten und damit ein Verstoß gegen 

den Gleichbehandlungsgrundsatz nahe. Die mit der Bekanntmachung des Finanzmini-
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steriums vom 4. September 1997 erfolgte Gleichstellung der freiwillig versicherten mit 

den pflichtversicherten Angestellten hat die Unterschiede bei der Beihilfegewährung 

aufgehoben und somit einen möglichen Verstoß gegen den Gleichbehandlungsgrund­

satz ausgeschlossen.

cc) Ohne Bedeutung ist, daß die durch das 2. GKV-Neuordnungsgesetz vom 

23. Juni 1997 den pflichtversicherten Angestellten eingeräumte Wahl der Kostener­

stattung nach der Neufassung des § 13 Abs. 2 SGB V  durch Art. 1 des Gesetzes zur 

Stärkung der Solidarität in der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV- 

Solidaritätsstärkungsgesetz - GKV-SolG) vom 19. Dezember 1998 (BGBl. I S. 3853) 

nicht mehr möglich ist. Bei der Prüfung, ob eine Leistungsbestimmung billigem Ermes­

sen nach § 315 Abs. 3 BGB entspricht, ist zunächst auf die Interessenlage der Parteien 

im Zeitpunkt der Leistungsbestimmung abzustellen (BAG 7. Dezember 2000 - 6 AZR 

444/99 - aaO, zu IV 2  der Gründe). Im übrigen war wegen der maßgeblichen Über­

gangsregelungen auch nicht absehbar, zu welchem Zeitpunkt der Eintritt des früheren 

Rechtszustandes voll umfänglich erreicht sein wird. Unabhängig davon hätte es bei 

einer erneuten Änderung der Leistungsbestimmung nach § 315 BGB auch eines triffti- 

gen Grundes für die Rückkehr zum früheren Rechtszustand für die Gewährung der 

Beihilfe an freiwillig in der gesetzlichen Krankenversicherung versicherte Angestellte 

und deren Besserstellung gegenüber den pflichtversicherten Angestellten bedurft.

d) Anerkennenswerte Interessen des Klägers werden durch die Neuregelung 

nicht beeinträchtigt.

aa) Im Krankheitsfalle ist nach wie vor ein umfassender Schutz des Klägers und 

seiner mitversicherten Angehörigen durch die mit der freiwilligen Krankenversicherung 

verbundene kassenärztliche Versorgung gewährleistet. Der Kläger erhält allerdings bei 

Inanspruchnahme seines nicht als Vertragsarzt zur kassenärztlichen Versorgung zu­

gelassenen Hausarztes keine Beihilfe. Wegen der damit verbundenen Kostenbela­

stung schränkt die Neuregelung die Möglichkeit, den behandelnden Arzt frei wählen zu 

können, zwar ein. Dies macht die Neuregelung jedoch nicht unbillig. Sinn und Zweck 

der Gewährung von Beihilfe in Krankheitsfällen ist es nicht, die freie Arztwahl zu si­

chern. Nach der ständigen Rechtsprechung des Senats (15. Juli 1993 - 6 AZR 401/92 - 

aaO, zu I I 2  der Gründe; 1. August 1991 - 6 AZR 541/88 - aaO, zu III 2  b der Gründe) 

müssen die Pflichtversicherten die von der gesetzlichen Krankenkasse zu gewähren­

den Leistungen voll ausschöpfen. Ihre Aufwendungen sind nur dann beihilfefähig,
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wenn die gesetzliche Krankenkasse Leistungen ablehnt oder nur einen Zuschuß lei­

stet. Die Sicherung der freien Arztwahl ist kein billigenswerter Grund für eine Besser­

stellung der freiwillig versicherten Angestellten gegenüber den pflichtversicherten.

bb) Der Kläger wird nicht rückwirkend mit Kosten belastet, die ihm durch die Inan­

spruchnahme seines Hausarztes entstanden sind. Die Bekanntmachung des Finanz­

ministeriums vom 4. September 1997 schließt Beihilfe nur für Aufwendungen aus, die 

ab dem 1. Dezember 1997 entstehen. Für bis November 1997 entstandene Aufwen­

dungen hat er Beihilfe erhalten.

5. Entgegen der Auffassung des Klägers begründet der Umstand, daß der Be­

klagte jahrelang bestimmte Aufwendungen als beihilfefähig anerkannt hat, keinen An­

spruch auf die Beihilfeleistungen nach altem Recht. Der Kläger konnte nicht darauf 

vertrauen, daß die alte Beihilferegelung auf Dauer Bestand hat. Dem steht schon ent­

gegen, daß nach § 40 Satz 1 BAT für die Gewährung der Beihilfe „die jeweils gelten­

den Bestimmungen“ anzuwenden sind. Dies schließt eine Änderung oder Neuregelung 

der Beihilfe ein.

Schmidt Dr. Armbrüster Brühler

Hinsch W. Zuchold
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